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	[bookmark: Kontrollkästchen1]
[bookmark: Kontrollkästchen2]|_|	Einzelantrag

|_|	Dieser Antrag ist Bestandteil eines Verbundprojektes mit mehreren Anträgen auf Gewährung einer Zuwendung 	von weiteren Partner_innen

	Auflistung der Partner_innen:
	     


	
1. Antragsteller


	
Name/Bezeichnung:


	
     


	
Anschrift:
(Bei abweichendem Durchführungsort ist dieser zusätzlich anzugeben)

	Straße/PLZ/Ort/Kreis
     


	
Auskunft erteilt:

	Ansprechpartner_in (fachlich inhaltlich)
Name: 	     
Funktion:	     
Telefon:	     
e-mail: 	     	Telefax:      

Ansprechpartner_in (administrativ-finanziell):
Name:	     
Funktion: 	     
Telefon: 	     
e-mail: 	     	Telefax:      

Rechtform Antragsteller_in:
|_|	Öffentlich-rechtlich
|_|	Privatrechtlich ohne Gewinnorientierung
|_|	Privatrechtlich mit Gewinnorientierung


	
Handels-, Vereins- oder Partnerschaftsregisternummer 
(aktueller Auszug ist beizufügen)

	
     




	[bookmark: _GoBack]
	

	
Bankverbindung:

	
IBAN:      	BIC:      

	

	
	Bezeichnung des Kreditinstituts
     


	
2. Maßnahme

	

	
Kurzbezeichnung:
(ggf. inkl. Unterteilung in Teilprojekte)
	
     


	
Projektthema:

	
     


	
Durchführungszeitraum:

	von/bis
     




	3. Finanzierungsplan

	
	

Gesamt
	Zeitpunkt und Höhe der vrsl. Fälligkeit der Zahlung 
durch die Antragstellerin

	
	
	202___

	202___

	202___

	202___


	
	in EUR

	3.1	Gesamtausgaben
	     
	     
	     
	     
	     

	3.2	davon grundsätzlich
zuwendungsfähige Ausgaben
	     
	     
	     
	     
	     

	3.3	abzgl. Leistungen Dritter (ohne
öffentliche Förderung)
	     
	     
	     
	     
	     

	3.4	abzgl. erwartete Einnahmen
	     
	     
	     
	     
	     

	3.5	Zuwendungsfähige Gesamtausgaben
	     
	     
	     
	     
	     

	3.6	Beantragte Förderung
	     
	     
	     
	     
	     

	3.7	bewilligte/beantragte weitere öffentliche Förderung (ohne 3.6)
	     
	     
	     
	     
	     

	3.8	Eigenanteil
	     
	     
	     
	     
	     



Es wird durch die antragstellende Einrichtung bestätigt, dass der über die Zuwendung hinaus benötigte Eigenanteil an den zuwendungsfähigen Ausgaben aus eigenen Mitteln zur Finanzierung des Projektes aufgebracht wird. Die Mittel werden entsprechend dem Projektfortschritt bereitgestellt.

	4. Kurzzusammenfassung mit Darstellung der Ziele, des Vorgehens und der erwarteten Ergebnisse
(max. 1.200 Zeichen und u.a. geeignet für die Öffentlichkeitsarbeit der Landesregierung gegenüber Dritten)

Bei einem Antrag innerhalb eines Verbundvorhabens sollte die Kurzbeschreibung das Gesamtprojekt skizzieren und zusätzlich/anschließend die spezielle Teilaufgabe der Antragstellerin/ des Antragstellers vorstellen.
	     



	
5. Begründung


	5.1	zur Notwendigkeit der Maßnahme (u.a. Raumbedarf, Standort, Konzeption, Ziel, Zusammenhang mit anderen Maßnahmen desselben Aufgabenbereichs in vorhergehenden oder folgenden Jahren, alternative Möglichkeiten, Nutzen):	

		
5.1.1  Durch die Zuwendung wird der Antragstellerin/dem Antragsteller gegenüber einer alleinigen Finanzierung (bitte Zutreffendes ankreuzen und kurz begründen)

          |_| eine signifikante Erweiterung des Gegenstands des Vorhabens,

          |_| eine signifikante Zunahme der Gesamtausgaben für das Vorhaben,

          |_| ein signifikant beschleunigter Abschluss des Vorhabens

          ermöglicht.


		     

	5.1.2  Erörterung der Notwendigkeit der Förderung und zur Finanzierung u.a.: Eigenmittel, Förderhöhe, Landesinteresse an der Maßnahme, Prüfung alternativer Förderungs- und Finanzierungsmöglichkeiten


		     

	

	

	



	
6. Finanz- und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen


	(Darstellung der angestrebten Auslastung bzw. des Kostendeckungsgrades, die voraussichtliche Höhe und die Tragbarkeit der Folgelasten für die Antragstellerin/für den Antragsteller, Finanzlage der Antragstellerin/des Antragstellers usw.)

	

	     

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	Durch das Vorhaben entstehen für das Land Nordrhein-Westfalen

	     

	|_| keine Folgekosten 

	     

	|_| voraussichtlich Folgekosten in Höhe von _____ EUR aufgrund ______



	
7. Erklärung


	Die Antragstellerin/der Antragsteller erklärt, dass


	7.1	mit der Maßnahme noch nicht begonnen wurde und auch vor Bekanntgabe des Zuwendungsbescheides nicht begonnen wird; als Vorhabenbeginn ist grundsätzlich der Abschluss eines der Ausführung zuzurechnenden Lieferungs- oder Leistungsvertrages zu werten,

	

	7.2	sie/er zum Vorsteuerabzug

		|_|	nicht berechtigt ist, 

		|_|	zu 100 % berechtigt ist und dies bei der Berechnung der Gesamtausgaben (Nr. 3.2) berücksichtigt hat                (Preise ohne Umsatzsteuer),
          |_|	zu ____% berechtigt ist und dies bei der Berechnung der Gesamtausgaben (Nr. 3.2) berücksichtigt hat

	

	7.3 die Angaben in diesem Antrag (einschl. Antragsunterlagen) vollständig und richtig sind.

7.4 |_|	für dieses oder thematisch eng verwandte Vorhaben (5 Jahre rückwirkend, maßgeblich ist das Datum der  
        Antragstellung) keine weiteren öffentlichen Förderungen beantragt oder bewilligt wurden,
	|_|	für dieses oder thematisch eng verwandte Vorhaben (5 Jahre rückwirkend, maßgeblich ist das Datum der        
                  Antragstellung) weitere öffentliche Förderungen beantragt oder bewilligt wurden
		(Angaben hierzu bitte auf einer gesonderten Anlage zum Antrag ausführen).


	7.5     Nur für Hochschulen und Forschungseinrichtungen: Dieser Antrag ist für den
	|_| wirtschaftlichen Bereich
	|_| nicht wirtschaftlichen Bereich

7.6     Datenschutz und Veröffentlichung
Die Antragstellerin/der Antragsteller ist damit einverstanden, dass ihre Angaben zum Zwecke der Antragsbearbeitung und Projektverwaltung vom Ministerium für Wirtschaft, Innovation, Digitalisierung und Energie des Landes Nordrhein-Westfalen gespeichert, verarbeitet und im Rahmen eines Projekt- und Programmcontrollings ausgewertet werden. Soweit andere Stellen wie z.B. das Forschungszentrum Jülich GmbH, Projektträger Jülich mit der Antragsbearbeitung und Projektverwaltung beauftragt sind, werden die Daten dort gespeichert und verarbeitet sowie an das o.g. Ministerium weitergeleitet.
Eine Löschung der Daten erfolgt, sobald und soweit sie für die Zwecke, zu denen sie gespeichert wurden, nicht mehr benötigt werden.
Wird die Einwilligung verweigert, so steht dies dem Zustandekommen des begehrten Rechtsverhältnisses entgegen. Ein Widerruf der Einwilligung führt zum Widerruf des begehrten Rechtsverhältnisses für die Zukunft.

7.7     Freigabe für Veröffentlichungen
Die folgenden Projektangaben werden von der Antragstellerin / dem Antragsteller für Veröffentlichungen durch das Land Nordrhein-Westfalen sowohl in Printmedien als auch in elektronischen Medien freigegeben (ggf. auch in gekürzter Fassung):
· Förderkennzeichen
· Thema
· Zuwendungsempfänger_in
· Ausführende Stelle
· Projektleitung
· Telefon
· E-Mail
· Laufzeit 
· Projektkurzbeschreibung (siehe Nr. 4)

Darüber hinaus sind das Land Nordrhein-Westfalen und das Forschungszentrum Jülich GmbH, Projektträger Jülich berechtigt, allgemeine Angaben zur Durchführung und den Verlauf des Projektes, den Bewilligungszeitraum, die Höhe der Zuwendung und die Höhe der Eigenbeteiligung der Zuwendungsempfänger_innen im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit zu verbreiten.



	
8. Anlagen


	
Allgemeines

	
8.1 |_| Arbeits-, Zeit- und Ausgabenplan (AZA) inkl. Beiblatt 8.1a „Erläuterungen zum Ausgabenplan“ bezogen auf das Teilprojekt


	8.2 |_| Ausführliche Vorhabensbeschreibung


	
Soweit zutreffend


	
8.3   |_| KMU-Erklärung (für Unternehmen gem. Artikel 2 des Anhangs der Empfehlung der Kommission betreffend die Definition der Kleinstunternehmen sowie der kleinen und mittleren Unternehmen vom 06.05.2003 (2003/361/EG)

8.4   |_| De-minimis-Erklärung

8.5   |_| Antrag auf Zulassung eines elektronischen Zeiterfassungssystems

8.6   |_| Antrag auf Zulassung eines DV-gestützten Buchführungssystems 

8.7   |_| Aktueller Auszug aus dem Handels-, Vereins- oder Partnerschaftsregister

8.8   |_| Kooperationsvertrag, ggf. Weiterleitungsverträge (für die Antragstellung reicht der Entwurf aus)

8.9   |_| Funktionsbeschreibungen und soweit vorliegend aktuelle Gehaltsabrechnungen und ggf. Qualifizierungsnachweise der im Projekt mitwirkenden Personen, sofern diese im Rahmen des Projektes abgerechnet werden sollen.

8.10 |_| Jahresabschlüsse der letzten beiden Geschäftsjahre (ggf. vorläufig) einschließlich Bilanz & GuV

8.11 |_| Subventionserhebliche Erklärung Stammpersonal (Nur für Hochschulen)

8.12 |_| Erklärung der Beihilfefreiheit

8.13 |_| Datenschutzrechtlicher Erklärung

8.14 |_| Sonstige: ___________________
(z.B. Erläuterung zu den Gemeinausgaben, Absichtserklärungen weiterer assoziierter Partner_innen)




	Die Angaben in diesem Antrag einschließlich aller Anlagen sind vollständig und richtig. Mir/uns ist bekannt, dass es sich bei der beantragten Zuwendung um eine Subvention im Sinne des § 264 Strafgesetzbuch (StGB) handelt und die nachfolgend aufgeführten Angaben subventionserhebliche Tatsachen gemäß § 1 Landessubventionsgesetz vom 24.03.1977, § 2 Subventionsgesetz in der jeweils gültigen Fassung sind. 

Im Einzelnen sind für die Bewilligung und Gewährung der Zuwendung folgende Tatsachen subventionserheblich im Sinne des § 264 StGB:
· Angaben zur Antragstellerin/zum Antragsteller (Name, Sitz, Branche, Geschäftsbetrieb, Produktionsstätte, Anzahl der Beschäftigten, Jahresumsatz, Jahresbilanzsumme, Rechtsform und steuer- bzw. gesellschaftliche Verhältnisse) 
· Angaben zum Vorhaben (z.B. Durchführungsort, Beginn des Vorhabens) 
· Angaben im Finanzierungsplan
· Angaben zu Verlagerungsinvestitionen 
· Angaben zu anderen öffentlichen Finanzierungshilfen 
· Erklärung zur Einstufung als KMU, als eigenständiges, Partner- oder verbundenes Unternehmen sowie zu den Angaben zur Ermittlung der Größenklasse 
· Erklärung über „De-minimis“-Beihilfen
· Erklärung, dass die Zahlung nicht eingestellt wurde, das Unternehmen nicht überschuldet ist und über das Vermögen kein Insolvenz-, Vergleichs-, Konkurs- Sequestrations- oder Gesamtvollstreckungsverfahren unmittelbar bevorsteht, beantragt oder eröffnet ist
· Angaben zu fehlenden Schutzrechtsaktivitäten in den letzten fünf Jahren 
· Erklärung der Verwertungsabsicht

Subventionserheblich im Sinne des § 264 StGB sind ferner alle Tatsachen, die für die Gewährung, Inanspruchnahme, das Belassen oder die Rückforderung der Zuwendung von Bedeutung sind. Dies betrifft die Angaben, die der Bewilligungsbehörde bei der Durchführung des Vorhabens nach dem Zuwendungsbescheid nebst Anlagen mitzuteilen sind sowie die Tatsachen in den Mittelabrufen, die die zweckentsprechende Verwendung der Zuwendung betreffen.


	

	

	

	

	

	

	


	     
	
	

	(Ort/Datum)
	
	(Rechtsverbindliche Unterschrift_en)

	(Bitte zusätzlich in Druckschrift oder 
Namensstempel angeben: Name, Funktion)

	

	



